
Entschließungsantrag 

der Bundesräte Christoph Steiner, Markus Leinfellner, Marlies Doppler 
betreffend Entlassung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie 

eingebracht im Zuge der Debatte über die Dringliche Anfrage des Bundesrates 
Christoph Steiner Kolleginnen und Kollegen an die Bundesministerin für EU und 
Verfassung betreffend Anschlag auf die Existenz unserer Landwirte, in der 968. 
Sitzung des Bundesrates, am 27. Juni 2024 

Die Zustimmung von Ministerin Gewessler zum EU-Renaturierungsgesetz, das als 
„Bauernvernichtungsgesetz" bezeichnet wird, gefährdet die Existenz unserer 
Landwirte und die Versorgungssicherheit mit heimischen Lebensmitteln. 

Die Bundesländer, denen der Umweltschutz obliegt, haben sich in ihrer Stellungnahme 
zu diesem EU-Renaturierungsgesetz ablehnend geäußert. 

Das EU-Renaturierungsgesetz sieht vor, dass 20 Prozent der Landflächen in der EU 
renaturiert werden sollen . Dies bedeutet, dass Ackerböden nicht mehr bewirtschaftet 
werden dürfen, was zu einem massiven Rückgang der landwirtschaftlichen Produktion 
führt. Dadurch wird nicht nur die Versorgungssicherheit unserer Bevölkerung mit 
Nahrungsmitteln gefährdet, sondern es führt auch zu einer künstlichen Verteuerung 
der Lebensmittel. Dies macht uns immer abhängiger von internationalen 
Agrarindustrien. 

Für die Landwirte bedeutet dies erhebliche Einkommensverluste und beschleunigt das 
Bauernsterben . Zudem stellt es einen massiven Eingriff in die Grund- und 
Eigentumsrechte dar und kommt einer Enteignung gleich . Diese Maßnahmen 
gefährden die Existenzgrundlage unserer Bauern und somit die Produktion 
hochwertiger, gesunder Lebensmittel in Österreich. 

Somit hat die Bundesministerin wider der Interessen Österreichs, der österreichischen 
Wirtschaft , der österreichischen Landwirtschaft und der österreichischen Bürger 
gehandelt. 

Die unterfertigten Bundesräte stellen daher folgenden 

Entschließungsantrag 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

„Der Bundeskanzler wird aufgefordert , im Interesse Österreichs, dem 
Bundespräsidenten vorzuschlagen, Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, Leonore Gewessler, BA, zu entlassen 
und durch eine geeignete Persönlichkeit zu ersetzen ." 
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